
﻿

Die GRW neu denken: 
Proaktive Industriepolitik 
für Deutschlands Regionen



© Bertelsmann Stiftung, Gütersloh
2025

Herausgeber
Bertelsmann Stiftung
Carl-Bertelsmann-Straße 256, 33311 Gütersloh
bertelsmann-stiftung.de

Verantwortlich
Daniel Posch

Zitationshinweis
Südekum, J., Posch, D. (2025).  Die GRW neu denken: Proaktive Industriepolitik für Deutschlands Regionen.  
Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Gütersloh

Layout
Paul Feldkamp

Bildnachweis
© ARochau - stock.adobe.com

DOI 10.11586/2025037

ID_2658



Die GRW neu denken: 
Proaktive Industriepolitik 
für Deutschlands Regionen
Jens Südekum und Daniel Posch



4

Transformation findet vor Ort statt

Die neue Bundesregierung steht vor enormen Heraus-
forderungen, denn der heimische Wirtschaftsmotor 
stottert noch immer gehörig. Seit über fünf Jahren 
sind weder die Inlandsnachfrage noch die Exporte 
nennenswert gewachsen. Besonders betroffen sind 
zentrale Leitsektoren des verarbeitenden Gewerbes. 
Es häufen sich die Meldungen, dass Industriebetriebe 
Arbeitsplätze im Inland abbauen. Auch wenn das heu-
tige Niveau der Industriebeschäftigung noch immer 
deutlich über dem Durchschnitt der 2010er-Jahre 
liegt, ist der spürbare Stellenabbau, vor allem in NRW, 
Baden-Württemberg und Bayern keine Mär. Vieles 
deutet darauf hin, dass dies nicht nur konjunkturelle 
Ursachen hat, sondern auf strukturelle Probleme und 
tiefgreifende Veränderungen im globalen Marktumfeld 
zurückzuführen ist.

Auch die Klimakrise und ihre Eindämmung werden 
zu tiefgreifenden Änderungen führen. Obwohl der 
CO₂-Ausstoß in den letzten Jahren deutlich gesunken 
ist, werden die selbst gesteckten Klimaziele voraus-
sichtlich verfehlt, wenn das aktuelle Tempo beibehal-
ten wird. Bestehende regulatorische Unsicherheiten 
– etwa im Verkehrs- und Gebäudesektor – führen zu 
Investitionszurückhaltung bei Haushalten und Unter-
nehmen und verzögern dadurch die Transformation. 
Zudem kritisierte der Expertenrat für Klimafragen, 
dass die bisherige Klimaschutzpolitik zu wenig Rück-
sicht auf untere und mittlere Einkommensgruppen 

nimmt – ein Befund, dessen Fortschreibung in unsi-
cheren Zeiten nicht nur Sand ins ökonomische Getrie-
be streuen, sondern auch den sozialen Zusammenhalt 
ernsthaft gefährden kann.

Diese wirtschafts- und klimapolitische Problemlage 
zeigt sich ganz konkret vor Ort, in den Städten und 
Kommunen. Hier verdichten sich abstrakte Mega-
trends zu spürbaren Phänomenen, die das Lebens-
umfeld der Menschen unmittelbar betreffen. Für eine 
funktionierende Klima- und Transformationspolitik ist 
es deshalb essenziell, die „regionale Brille aufzusetzen“. 

Zwar wird im föderalen Deutschland intensive Regio-
nalpolitik betrieben, doch sie trägt bislang häufig den 
Charakter eines reaktiven Reparaturbetriebs: Struktur-
schwache Regionen erhalten Fördermittel, während 
wirtschaftsstarke Gebiete netto Steuerkraft abgeben. 
Im Zuge der anstehenden Transformation geraten 
jedoch zunehmend auch jene Regionen unter Druck, 
die derzeit noch weit überdurchschnittliche Wert-
schöpfung erzielen. Politik und Gesellschaft können 
kein Interesse daran haben, dass aus heutigen Geber- 
womöglich künftige Nehmerregionen werden. Statt-
dessen sollte der Fokus darauf liegen, diese Regionen 
frühzeitig und gezielt dabei zu unterstützen, ihre 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu sichern. Dieser 
Beitrag zeigt, wie eine solche proaktive Industriepolitik 
regional konkret gestaltet werden kann.

Vom im Grundgesetz verankerten Ziel, gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland sicherzustellen, ist 
man noch ein gutes Stück entfernt. Die regionalen Disparitäten – etwa beim Pro-Kopf-Einkommen, der Arbeits-
losigkeit oder der öffentlichen Infrastruktur – sind nach wie vor erheblich. Ohne eine gezielte regionalpolitische 
Gestaltung der Transformation hin zur Klimaneutralität drohen sich diese Ungleichheiten weiter zu verschärfen. 
Schließlich trifft die Dekarbonisierung Deutschlands Regionen unterschiedlich hart. Klaffen die Lebensverhältnis-
se im Land weiter auseinander, bremst das nicht nur das heimische Wachstum – es stärkt auch politische Ränder 
mit klimawandelskeptischer Agenda. Erste empirische Befunde aus Deutschland zeigen: Insbesondere rechts-
populistische Parteien profitieren vom ungleich verteilten Transformationsdruck. 

Der vorliegende Beitrag skizziert daher einen Reformvorschlag für eine proaktiv ausgerichtete Regionalpolitik. 
Im Mittelpunkt steht die mögliche Neuausrichtung des zentralen regionalpolitischen Instruments – der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 

Die GRW neu denken: Proaktive Industrie-
politik für Deutschlands Regionen
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Die Dekarbonisierung trifft 
Deutschlands Regionen  
unterschiedlich hart 

Dazu ist zunächst eine fundierte Analyse erforderlich, 
welche deutschen Regionen voraussichtlich am stärks-
ten von der Transformation hin zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sein werden. Eine solche Analyse 
stützt sich auf erste empirische Untersuchungen, die 
aufzeigen, wie das vorherrschende industrielle Speziali-
sierungsmuster sowie weitere ortsspezifische Faktoren 
den Ausgangspunkt und den Verlauf regionaler Trans-
formationsprozesse maßgeblich beeinflussen (Südekum 
und Posch 2024; Südekum und Rademacher 2024; 
Maucorps et al. 2022)

In den vergangenen zwanzig Jahren blieb der absolute 
aggregierte CO₂-Ausstoß der Unternehmen außer-
halb des Energiesektors in Deutschland trotz starken 
Wirtschaftswachstums weitgehend stabil.  Der Blick 
auf die sektorale Ebene zeigt jedoch enorme Variation 
in der Emissionsdynamik. Während die CO2-Emis-
sionen pro Beschäftigen zwischen 2000 und 2019 in 
etlichen Branchen deutlich zurückgegangen sind, zeigen 
Südekum und Rademacher (2024), dass es auch eine 
Reihe von Fällen mit steigender Emissionsintensität gibt, 
so etwa die Schiff- und Luftfahrt, die Herstellung von 
Papier und Pappe oder die Metallerzeugung und -be-
arbeitung.   
Diese unterschiedlichen sektoralen Emissionsdynami-
ken manifestieren sich je nach lokalen Spezialisierungs-
mustern in den CO2-Profilen einzelner Landkreise 
(siehe Abbildung 1a). Hierbei zeigt sich zunächst als 
durchschnittliches Muster eine positive Korrelation von 
regionalem Emissions- und Wirtschaftswachstum: So 
haben die CO₂-Emissionen etwa im Ruhrgebiet, in der 
Lausitz oder im Saarland spürbar abgenommen, parallel 
zur dort ebenfalls rückläufigen Wirtschaftsentwicklung.

Umgekehrt fiel höheres regionales Wirtschaftswachs-
tum tendenziell mit stärkerem Emissionswachstum zu-
sammen (siehe Abbildung 1b).  Allerdings zeigen einige 
Ausreißerregionen, zum Beispiel Köln, München, Müns-
ter, Hamm, Darmstadt, Emmendingen oder der Rhein-
Erft-Kreis, dass eine Entkopplung durchaus gelingen 
kann. Dort war ein Abbau emissionsintensiver Indust-
riearbeitsplätze zu verzeichnen, der aber durch einen 
Beschäftigungsaufbau in emissionsärmeren Dienstleis-
tungssektoren (über-)kompensiert werden konnte. 

In diesen Fällen fiel also hohes Wirtschaftswachstum 
mit rückläufigen Emissionen zusammen bzw. Dekarbo-
nisierung gelang durch Deindustrialisierung (Südekum 
und Rademacher 2024). 

Wirtschaftlicher Umbau wird ein 
veritabler Kraftakt für deutsche  
Regionen

Während diese Strategie in einzelnen Regionen umsetz-
bar erscheint, lässt sie sich auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene weder klimapolitisch noch ökonomisch recht-
fertigen. Dekarbonisierung durch Deindustrialisierung 
würde den derzeit wichtigsten Innovationsmotor im 
Land abwürgen, der zuletzt für knapp ein Viertel der 
gesamten Bruttowertschöpfung verantwortlich war und 
mehr als 7,5 Millionen Menschen beschäftigt. Zugleich 
wäre der klimapolitische Nutzen begrenzt: Eine Verlage-
rung emissionsintensiver Produktionsprozesse ins Aus-

ABBILDUNG 1a Veränderung der Co2-Intensität zwischen 
2000 und 2019
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Quelle: Südekum und Rademacher 2024Quelle: Südekum und Rademacher 2024
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land ( carbon leakage) wäre die wahrscheinliche Folge, 
wodurch sich die globalen Emissionen kaum reduzieren 
ließen (Leipprand et. al 2025). 

Erfolgreiche Transformationspolitik führt zu einer De-
karbonisierung bei gleichzeitigem Erhalt bzw. Wachstum 
der industriellen Wertschöpfungsbasis. Erreichbar ist das 
durch Investitionen, die einen Wechsel von „braunen“ zu 
„grünen“ Technologien induzieren. Da es sich hierbei im 
ersten Schritt um Ersatzinvestitionen handelt, bei denen 
der Kapitalstock zunächst bloß ausgetauscht, aber nicht 
erweitert wird, halten sich die unmittelbaren Wachs-
tumsimpulse in Grenzen. Mittelfristig können sich diese 
Impulse aber einstellen, wenn „grüne“ Geschäftsmodelle 
(u. a. durch steigende CO2-Preise) mit niedrigeren Be-
triebskosten operieren. Um den Wertschöpfungserhalt 
in dieser kritischen Zwischenphase zu gewährleisten, ist 
eine industriepolitische Begleitung der Investitionsoffen-
sive nötig, an deren Ende eine flächendeckende Anwen-
dung „grüner“ Technologien steht. 

Bildlich gesprochen geht es um den kompletten Umbau 
des deutschen Industriesektors im laufenden Betrieb. 
Die bisherigen empirischen Muster zeigen, dass dieser 
Prozess kein Selbstläufer, sondern ein veritabler Kraft-
akt wird. Nun stellt sich die Frage: Wo in Deutschland 
werden die Herausforderungen am größten sein?

Wo in Deutschland der Handlungs-
bedarf am größten sein dürfte  
 
Hier liefert Abbildung 2 einen Anhaltspunkt. Die gelb 
markierten Regionen weisen besonders hohe Beschäfti-
gungsanteile in solchen Branchen auf, deren Emissions-
intensität pro Arbeitsplatz seit dem Jahr 2000 nicht 
(wie im Durchschnitt) gesunken ist, sondern überdurch-
schnittlich stark zugenommen hat. In diesen „Problem-
Branchen“ ist es also bislang nicht gelungen, Produktion 
von Emissionen zu entkoppeln. Wenn diese Wirtschafts-
zweige aber weiterhin den Wertschöpfungskern der 
Region ausmachen sollen, übersetzt sich dieser sektorale 
in regionalen „Transformationsstress“.

Zu den Regionen mit dem höchsten Transformations-
stress zählen beispielsweise Freising, der Hochsauer-
landkreis, Wolfsburg, Tirschenreuth, Duisburg oder 
der Rhein-Pfalz-Kreis. Aber auch im Südostbayrischen 
Chemiedreieck, dem Süden Thüringens oder im Süden 
Baden-Württembergs ist der Anpassungsdruck aufgrund 
der gegebenen regionalen Spezialisierungsmuster sehr 
hoch. 

Im Zuge der weiteren Transformation dürften diese 
Städte und Landkreise besonders im Fokus stehen, weil 
hier der größte Investitionsbedarf für den Technologie-
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ABBILDUNG 1b Regionales Beschäftigungs- und Emissionswachstum zwischen 2000 und 2019
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wechsel ansteht. Die Herausforderungen beschränken 
sich dabei jedoch nicht allein auf ökonomische Aspekte.

Transformationsstress stärkt Popu-
listen: Wie proaktive Regionalpolitik 
Abhilfe schaffen kann 
 
Denn der hohe ökonomische Transformations-
stress kann bei ausbleibender regionalpolitischer Be-
gleitung zur Erosion des gesellschaftlichen Zusammen-
halts führen und soziale bzw. politische Spannungen 
befördern, etwa durch eine hohe räumliche Konzentra-
tion von Arbeitsplatzverlusten und den damit verbun-
denen wirtschaftlichen Einbußen (Dijkstra, Poelman 
und Rodríguez-Pose 2020; Doukas et al. 2020). Solche 
Entwicklungen beeinflussen maßgeblich die Bereit-
schaft der Bevölkerung, den Wandel im Grundsatz 
mitzutragen (Rodriguez-Posé und Bartalucci 2023). 
So zeigen jüngere Veröffentlichungen, dass (rechts-)
populistische Parteien, die klimaskeptische Positionen 
einnehmen, zu den Nutznießern des Transformations-
drucks werden können (Colantone et. al 2022, Kim 
und Yang 2021, Voeten 2024). 

Auch für Deutschland gibt es dafür bereits erste 
empirische Befunde: Je höher der Anteil emissions-
intensiver Beschäftigung eines Kreises im Jahr 2013 
war, desto stärker fiel der Stimmenzuwachs der AfD 
bei den Bundestagswahlen 2017 und 2021 aus. Hed-
desheimer, Hilbig und Voeten (2024) greifen zudem 
den Transformationsstress aus Abbildung 2 auf und 
etablieren eine positive Korrelation mit dem AfD-Stim-
menzuwachs.

Ganz allgemein zählen ökonomische Unsicherheit 
und das Gefühl relativer Deprivation zu den zentra-
len Triebkräften für die Unterstützung populistischer 
Parteien (Kruer und van Staalduinen 2022; Schraff 
und Pontusson 2023). Wie Rodríguez-Pose (2018) und 
Bekthiar (2025) zeigen, ist dieser Effekt besonders 
stark in Regionen mit industrieller Prägung, die von 
wirtschaftlichen Schocks und Strukturbrüchen betrof-
fen waren oder sind. 

Dagegen können gezielte regionalpolitische Inter-
ventionen den Aufstieg populistischer Kräfte dämpfen 
(Cresczenzi, Di Cataldo und Giua 2020; Albanese, 
Barone und de Blasio 2022; Rodriguez-Posé und Bart-

alucci 2023; Gold und Lehr 2024). Ein Wirkungskanal 
besteht darin, dass Investitionen in die regionale Wirt-
schaft und die öffentliche Infrastruktur dazu beitragen, 
die Auswirkungen von Schocks – etwa durch physi-
sche oder transitorische Klimarisiken – abzufedern 
und die lokalen Strukturen widerstandsfähiger sowie 
zukunftsfähiger im Hinblick auf eine klimaneutrale 
Produktionsweise zu machen. Der Regionalpolitik fällt 
für das gesamtgesellschaftliche Gelingen der Transfor-
mation also eine zentrale Rolle zu.

Proaktive Regionalpolitik gegen 
Transformationsstress: Notwendige 
Reform der GRW

Die künftige deutsche Bundesregierung hat sich im 
Koalitionsvertrag (CDU, CSU und SPD 2025: 28 ff.) 
explizit zu den Klimazielen bekannt und betont, dass 
die Dekarbonisierung bei gleichzeitigem Erhalt der 

ABBILDUNG 2 Regionaler Transformationsstress

Quelle: Südekum und Rademacher 2024
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industriellen Substanz gelingen soll. Die Bedeutung 
der Regionalpolitik wird ebenfalls im Koalitionsvertrag 
(a. a. O.: 12) hervorgehoben und es wird eine Reform 
angekündigt, um die Verteilung der Mittel über die 
Regionen künftig stärker nach „sozioökonomischen In-
dikatoren“ zu steuern. Diese Ankündigung bezieht sich 
insbesondere auf das zentrale Instrument der Regio-
nalpolitik in Deutschland, der Gemeinschaftsaufgabe 
regionale Wirtschaftsstruktur (GRW), die gemeinsam 
von Bund und Ländern getragen wird. Angesprochen 
ist neben der GRW aber auch das Gesamtdeutsche 
Fördersystem (GFS), ein Bündel aus rund zwanzig 
weiteren Förderprogrammen mit Raumbezug, die sich 
bei der regionalen Verteilung der Mittel oftmals an der 
GRW orientieren. 

Die im Jahr 1969 eingeführte GRW gilt als das größte 
und bedeutendste regionale Investitionsförderpro-
gramm Deutschlands. Es fördert sowohl gewerbliche 
Investitionen als auch Investitionen in die kommu-
nalwirtschaftliche Infrastruktur. Auch Projekte zur 
Stärkung regionaler Ökosysteme werden unterstützt.  
Geleitet vom Verfassungsauftrag, „gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ in allen Regionen zu schaffen, 
wurde das Instrument im Laufe der Jahrzehnte laufend 
angepasst. Die letzte größere GRW-Reform fand im 
Jahr 2022 statt. 

Das klare Bekenntnis der neuen Koalition zur GRW ist 
ausdrücklich zu begrüßen, denn sie verfügt über eine 
administrativ gut eingespielte Förderpraxis und erlaubt 
– im Unterschied zu vielen anderen Programmen – im 
beihilferechtlichen Rahmen auch direkte Investitions-
kostenzuschüsse für Unternehmen. Gerade dieser 
Aspekt ist für eine erfolgreiche Transformationspolitik 
zentral, da sie in hohem Maße auf private Investitio-
nen angewiesen ist.

Bei der Reformankündigung zur GRW im Koalitions-
vertrag bleibt offen, welche sozioökonomischen 
Indikatoren konkret gemeint sind. Zudem wird keine 
explizite Verbindung zwischen der Regional- und der 
Klimapolitik hergestellt. Diese existiert aber allein 
deshalb, weil im Rahmen der 2022er Anpassung eine 
grundsätzliche Änderung der Zielsystematik vorge-
nommen wurde – was die letzte Bundesregierung als 
„größte Reform der GRW seit über fünfzig Jahren“ 
tituliert hat (BMWK 2023a). Zuvor bestand das Ziel 
der GRW im Wesentlichen darin, durch Investitions-
kostenzuschüsse die Schaffung von Arbeitsplätzen in 

den Förderregionen zu unterstützen. Seitdem wird die 
Unterstützung von Emissionsreduktion als gleichrangi-
ges Ziel geführt. Die Regionalpolitik soll damit explizit 
auch zur Erreichung der Klimaziele beitragen.

Diese Reform hat bereits einige Auswirkungen für die 
konkrete Förderpraxis gehabt. So hat die alte Bundes-
regierung klargestellt (siehe BMWK 2023b), dass sie 
fortan im Rahmen der GRW insbesondere Investi-
tionen in strukturschwachen Regionen fördern will, 
die für den Übergang zu einer klimaneutralen Wirt-
schaft von strategischer Bedeutung sind. Konkret sind 
das etwa Schlüsselkomponenten wie Solarpaneele, 
Batteriezellen, Windturbinen, Wärmepumpen oder 
Elektrolyseure, die in besonderer Weise dazu beitra-
gen, Wertschöpfung und qualifizierte Arbeitsplätze im 
Bereich der Erneuerbaren Energien aufzubauen und 
auf diesem Wege wirtschaftliche Entwicklungspoten-
ziale zu stärken.

Bislang hat sich die veränderte Zielsystematik der 
GRW noch nicht in einer Neuausrichtung der grund-
sätzlichen Förderlogik manifestiert. So ist die Regional-
politik in Deutschland weiterhin reaktiv ausgestaltet: 
Zu einem Fördergebiet der GRW wird eine Region erst 
dann, wenn ihre relevanten ökonomischen Kennzah-
len (konkret sind das zurzeit: Bruttoinlandsprodukt 
pro Beschäftigten, Unterbeschäftigungsquote, de-
mografische Entwicklung und Infrastrukturindikator, 
siehe BMWK 2021) weit genug hinter dem nationalen 
Durchschnitt zurückfallen. 

Bildlich gesprochen greift Regionalpolitik also erst 
dann, wenn „das Kind in den Brunnen gefallen ist“. Ihr 
Ziel besteht dann darin, lokale Strukturen zu stabilisie-
ren, bestehende Defizite zu kompensieren und wei-
teren ökonomischen wie sozialen Erosionsprozessen 
entgegenzuwirken (Südekum 2022).

Gerade im Kontext der Transformation greift dieser re-
aktive Ansatz jedoch zu kurz. Politik und Gesellschaft 
können keinerlei Interesse daran haben, Regionen erst 
dann zu unterstützen, wenn „das Kind im Brunnen 
liegt“ und aus einer bisherigen Zahler- eine Empfän-
gerregion geworden ist. Vielmehr sollte der Fokus 
darauf liegen, alle Regionen (auch die aktuell wirt-
schaftsstarken) proaktiv dabei zu unterstützen, dass 
sie im Transformationsprozess ihre Wirtschaftskraft 
und damit das Umverteilungssubstrat der Finanzaus-
gleichssysteme erhalten und ausbauen.  
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Veränderung und Erweiterung der 
Fördergebietskulisse
Auch an der konkreten Fördergebietskulisse hat sich 
bislang, trotz der veränderten GRW-Zielsystematik, 
noch nichts geändert. So wird in der Förderperiode 
bis 2027, in Abstimmung mit der Kohäsionspolitik der 
Europäischen Union, weiterhin das in Abbildung 3 
dargestellte Schema angewendet. Danach werden die 
höchsten Investitionskostenzuschüsse in den soge-
nannten C-Fördergebieten gezahlt, die fast ausschließ-
lich in Ostdeutschland liegen, wo sich in der Vergan-
genheit die Arbeitsmarktprobleme konzentriert hatten.

Kurzum: Das neue Ziel der GRW, nämlich die Unter-
stützung der Dekarbonisierung, spiegelt sich bislang 
kaum in der Förderpraxis wider. Dies zeigt sich unter 
anderem daran, dass nahezu keine Korrelation mit dem 
in Abbildung 2 dargestellten Transformationsstress-
Indikator besteht. Zahlreiche Regionen, die unserer 
Analyse zufolge besonders stark von den Herausforde-
rungen der Dekarbonisierung betroffen sein werden, 
liegen vollständig außerhalb der Gebietskulisse und 
sind somit von einer Förderung durch die GRW oder 
die daran angelehnten GFS-Programme ausgeschlos-
sen.

Für die neue Bundesregierung ergeben sich daraus 
zwei grundsätzliche Reformaufgaben im Bereich der 
GRW, die als Leitinstrument der Regionalpolitik un-
bedingt erhalten bleiben sollte:

Eine Neuausrichtung der Förderlogik – weg von einem 
rein reaktiven hin zu einem stärker proaktiven Ansatz. 
 
Eine Neudefinition der Fördergebietskulisse, die das 
reformierte GRW-Zielsystem adäquat abbildet und 
Raum für einen proaktiven Politikansatz lässt.

Damit pünktlich zum Beginn der neuen Förderperiode 
im Jahr 2028 eine grundlegend überarbeitete Förder-
logik sowie eine angepasste Gebietskulisse vorliegen, 
sollte der Reformprozess unmittelbar nach Amtsantritt 
der neuen Regierung zügig angestoßen werden. Zent-
ral erscheint dabei eine Ergänzung der bisherigen vier 
Indikatoren zur Definition der Fördergebietsklassen 
um weitere Elemente, die den zu erwartenden Trans-
formationsstress der einzelnen Städte und Landkreise 
adäquat abbilden. 

Diese Anpassung der Indikatorik sollte nicht ad hoc 
erfolgen, sondern auf einer soliden empirischen 
Grundlage beruhen und das verfassungsgemäße Ziel 
der Regionalpolitik – die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse – möglichst realitätsnah ope-
rationalisieren. Je besser diese Fundierung gelingt, 
desto größer wird die gesellschaftliche und politische 
Akzeptanz sein – und desto leichter lässt sich mit den 
politökonomischen Realitäten umgehen.

Denn jede Änderung der Gebietskulisse wird politische 
Widerstände hervorrufen – insbesondere in jenen Re-
gionen, die in der Förderpriorität herabgestuft werden 
sollen. Ein stärker transformationsorientierter, proakti-
ver Mitteleinsatz in derzeit wirtschaftsstarken Regio-
nen könnte zudem zur Folge haben, dass insgesamt 

ABBILDUNG 3 GRW-Fördergebietskulisse 2022 bis 2027

Quelle: BMWK
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weniger Fördermittel in die traditionellen Empfänger-
regionen der GRW fließen. Dieses Verteilungsproblem 
ließe sich durch einen entsprechenden Mittelaufwuchs 
bei der GRW zumindest abmildern. Im Koalitionsver-
trag (CDU, CSU und SPD 2025: 12) findet sich hierzu 
die Aussage, man werde die „Finanzausstattung [der 
GRW] auf einem hohen Niveau sicherstellen“. Aller-
dings liegt die gesamte jährliche Mittelausstattung der 
GRW derzeit bei lediglich rund zwei Milliarden Euro 
– hälftig getragen von Bund und Ländern. Als alleini-
ges Instrument wird die GRW somit absehbar nicht 
ausreichen. Vielmehr gilt es, die wirtschaftspolitische 
Begleitung der Transformation – in all ihrer räumlichen 
Vielschichtigkeit – auch außerhalb der klassischen 
Regionalpolitik zu verankern.

Jenseits der Regionalpolitik: Koali-
tionsvertrag setzt Impulse für  
Investitionen 

Die 21. Legislaturperiode begann noch vor ihrem of-
fiziellen Start mit einem Paukenschlag: Die Schulden-
bremse wurde reformiert und ein Sondervermögen in 
Höhe von 500 Milliarden Euro im Grundgesetz veran-
kert. Dessen Aufteilung sieht vor, dass der Bund davon 
300 Milliarden in den kommenden zwölf Jahren für 
zusätzliche Infrastrukturinvestitionen ausgeben soll. 
100 Milliarden sollen für kommunale Investitionen an 
die Länder durchgereicht und weitere 100 Milliarden 
Euro in den Klima- und Transformationsfonds (KTF) 
eingestellt werden, um die Erreichung der Klimaziele 
bis 2045 zu unterstützen.

Zudem einigte sich die künftige Bundesregierung im 
Koalitionsvertrag auf zentrale Leitlinien ihrer Wirt-
schafts- und Finanzpolitik für die anstehende Legisla-
turperiode. Demnach sollen in den ersten drei Jahren 
verbesserte Abschreibungsbedingungen für private In-
vestitionen gelten. Im Anschluss daran ist der Einstieg 
in eine Unternehmenssteuerreform vorgesehen, die 
schrittweise sinkende Körperschaftsteuersätze sowie 
zusätzliche Entlastungen im Bereich der Einkommen-
steuer umfasst.

Ein sogenannter Deutschlandfonds soll zusätzliche 
investive Impulse setzen, indem er sich – als schulden-
bremsenneutrale finanzielle Transaktion – mit Eigen-
kapital an privatwirtschaftlichen Projekten beteiligt. 

Dies kann sowohl Wagniskapital für Start-ups umfas-
sen als auch den Ausbau von (Energie-)Infrastruktur 
im Rahmen öffentlich-privater Partnerschaften sowie 
staatliche Beteiligungen an marktgängigen privaten 
Investitionen.

Die konkrete Ausgestaltung dieser Politik ist noch 
offen. Sie wird mit der Aufstellung des Bundeshaus-
halts 2025, der Finanzplanung bis 2029 sowie mit 
dem Wirtschaftsplan des Sondervermögens deutlicher 
werden. Insbesondere die den Kernhaushalt betreffen-
den Vorhaben (etwa die geplanten Steuersenkungen) 
stehen dabei unter einem Finanzierungsvorbehalt, 
weil die schwache Konjunktur die dortigen Spielräume 
weiterhin spürbar einengt.

Schon jetzt wird allerdings deutlich, dass die Steige-
rung der (öffentlichen wie privaten) Investitionen ein 
Kernanliegen der künftigen Bundesregierung sein 
dürfte. Neben der ausgeweiteten finanziellen Ausstat-
tung soll dieses Ziel auch durch komplementäre Struk-
turreformen wie Bürokratieabbau und Beschleunigung 
der Planungs- und Genehmigungsverfahren erreicht 
werden, um einen schnelleren und zielgerichteteren 
Mittelabfluss zu gewährleisten.

Aktuelle Simulationsstudien halten dieses Ziel für 
durchaus realistisch. So kommt das Institut der Deut-
schen Wirtschaft (siehe IW 2025) zu dem Schluss, dass 
das Fiskal-cum-Reformpaket einen Investitionsboom in 
Deutschland auslösen kann. Nach Modellrechnungen 
könnten jährliche Investitionen von 50 Milliarden Euro 
über zehn Jahre hinweg die realen Gesamtinvestitio-
nen bis 2034 um fast sieben Prozent steigern. Andere 
Studien kommen zu ähnlichen Ergebnissen. 

Dieser Investitionsboom dürfte an vielen Stellen mit 
einem Technologiewechsel einhergehen und dadurch 
die Emissionsintensität der Produktion senken. Je nach 
konkreter Ausgestaltung kann auch die räumlich diffe-
renzierte Situation, also der regional ungleich verteilte 
Transformationsstress, mit adressiert werden. Hier gibt 
es indirekte und direkte Wirkungskanäle.
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Ausgestaltung der Investitionsagen-
da mit indirekten räumlichen  
Auswirkungen

Ausgangspunkt unserer Analyse war die branchenspezi-
fische Emissionsdynamik. Regionaler Transformations-
stress entsteht durch eine hohe lokale Konzentration 
von Problem-Branchen, die bei der Entkopplung der 
Produktion von Emissionen hinterherhinken. Die 
Lösung dieses regionalen Problems liegt somit zuerst 
auf der sektoralen Ebene: Erforderlich sind die Ent-
wicklung und die breite Anwendung neuer Techno-
logien zur Dekarbonisierung der Produktion in den 
jeweiligen Industriezweigen. Die hierfür notwendigen 
privaten Investitionen müssen in einem ersten Schritt 
entsprechend, wie oben begründet, (industrie-)politisch 
begleitet und gefördert werden. Erst in einem zweiten 
Schritt geht es dann um die genuin regionalpolitische 
Dimension, konkret um die Diffusion dieser technolo-
gischen Innovationen im Raum, damit diese flächende-
ckend – also auch in kleineren Regionen und in kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) – zur Anwendung 
kommen können. 

Anders gewendet geht es bei der wirtschaftspolitischen 
Begleitung der Transformation also nicht bloß um direk-
te Regionalpolitik im engeren Sinne (repräsentiert durch 
die GRW), sondern breiter gefasst um eine investitions-
orientierte Industriepolitik, die sich der räumlichen 
Dimension bewusst ist und indirekt darauf ausstrahlt.

Die Investitionsagenda der künftigen Bundesregierung 
(das Fiskal-cum-Reformpaket) deckt insbesondere 
diesen indirekten Wirkungskanal ab. Ihr Ziel ist die För-
derung privater Investitionen und die Entwicklung und 
Anwendung neuer Technologien. Die Instrumente, die 
hierfür zum Einsatz kommen, sind räumlich neutral und 
kommen überall im Bundesgebiet zum Einsatz. Das gilt 
für die Abschreibungsbedingungen und die steuerlichen 
Anreize ebenso wie für die avisierten Strukturreformen 
oder den Deutschlandfonds. Der räumlich neutrale An-
satz gilt auch für mögliche weitere Instrumente, die ggf. 
aus dem KTF-Anteil des Sondervermögens finanziert 
werden könnten. So wird aktuell darüber diskutiert, 
durch einen subventionierten Industriestrompreis die 
Anreize zur Elektrifizierung der Produktion in emis-
sionsintensiven Branchen zu erhöhen. Ebenso wird über 
spezifische Kaufanreize für Elektrofahrzeuge diskutiert, 
um die Dekarbonisierung des Individualverkehrs zu 

beschleunigen. Beide Initiativen dürften zu einer ent-
sprechenden Emissionsreduktion im Industrie- bzw. 
Verkehrssektor führen und somit die Erreichung der 
Klimaziele bis 2045 wahrscheinlicher machen. Folglich 
käme eine Finanzierung aus dem KTF in Betracht. Beide 
Initiativen kämen ohne räumliche Differenzierung in 
ganz Deutschland zum Einsatz. Sie würden aber trotz-
dem – auf indirektem Wege – regionalen Transforma-
tionsstress lindern, weil besonders die Unternehmen in 
emissionsintensiven Branchen die steuerliche Förde-
rung in Anspruch nehmen und ihre private Investitions-
tätigkeit daraufhin ausweiten dürften.

Regionale Verteilung des Sonderver-
mögens und direkte räumliche  
Auswirkungen

Neben diesen indirekten Auswirkungen stellt sich aber 
auch die Frage der direkten regionalen Verteilung des 
Sondervermögens. Ein wesentlicher Schwerpunkt liegt 
auf der Finanzierung zusätzlicher Infrastrukturinvesti-
tionen – insbesondere im Rahmen des Bundesanteils 
von 300 Milliarden Euro. Der Bund ist jedoch nur für 
bestimmte Infrastrukturen unmittelbar zuständig, etwa 
für die Deutsche Bahn, die Bundesautobahnen oder 
überregionale Fernleitungsnetze.

Bei der konkreten Mittelverwendung wird daher in 
allen Fällen eine regionale und zeitliche Priorisierung 
erforderlich sein: Wie viel Geld fließt wann in welche 
Projekte – und damit in welche Regionen? Dieselbe 
Verteilungsfrage stellt sich auch beim Länderanteil von 
100 Milliarden Euro. Dieser Betrag soll dem Geiste nach 
an die Kommunen weitergeleitet und dort für Investi-
tionen – etwa in Schulen, Kitas oder öffentliche Ge-
bäude – eingesetzt werden. Auch hier ist die regionale 
Verteilung zwischen den Ländern und innerhalb dieser 
politisch zu klären.

Eine mögliche Lösung stellt der sogenannte Königstei-
ner Schlüssel dar, der bereits in zahlreichen anderen 
Kontexten zur Anwendung kommt. Dabei würde das 
Investitionsbudget anhand zweier Kennziffern auf die 
Regionen verteilt: dem Steueraufkommen (mit einem 
Gewicht von 2/3) und der Bevölkerungszahl (mit einem 
Gewicht von 1/3). Alternativ sind auch andere Vertei-
lungsschlüssel denkbar. So könnte etwa die reformierte 
GRW-Fördergebietskulisse – oder bestimmte ihrer 
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Unterkategorien – bei der Aufteilung des Sondervermö-
gens berücksichtigt werden.

Das beschlossene Sondervermögen wurde allgemein 
mit dem mangelhaften Zustand der Infrastruktur in 
Deutschland und den vielfach quantifizierten Investi-
tionsnotwendigkeiten begründet. Eine gezielte Förde-
rung strukturschwacher Regionen spielte dabei keine 
besondere Rolle. Insofern wäre eine ausschließliche 
Anwendung der GRW-Fördergebietskulisse zur Be-
stimmung der Mittelverteilung des Sondervermögens 
kaum sachgerecht. Eine ausschließliche Anwendung der 
GRW-Fördergebietskulisse zur Bestimmung der Mittel-
verteilung erscheint daher kaum sachgerecht. Auf der 
anderen Seite ist empirisch gut belegt (siehe z. B. DIW 
2015), dass die Infrastruktur in strukturschwachen Re-
gionen in einem weitaus schlechteren Zustand ist und 
somit höherer Investitionsbedarf besteht. Eine Misch-
form zwischen GRW und Königsteiner Schlüssel ließe 
sich daher durchaus rechtfertigen – analog etwa zum 
Ansatz des GFS, bei dem GRW-Fördergebiete beson-
ders priorisiert werden.

Eine weitere Möglichkeit, die aus unserer Sicht be-
sonders diskussionswürdig ist, besteht in der Berück-
sichtigung des regionalen Transformationsstresses (vgl. 
Abbildung 2) bei der Mittelverteilung. Dieser Indikator 
würde damit nicht nur im Rahmen der Reform der 
GRW-Fördergebietskulisse berücksichtigt (siehe oben), 
sondern hätte auch unmittelbaren Einfluss auf die 
konkrete Verteilung des Investitionsbudgets aus dem 
Sondervermögen.

Insgesamt würde auf diese Weise eine investitionsori-
entierte, regionale Industriepolitik entstehen, die gezielt 
jene Regionen proaktiv unterstützt, die im Zuge der 
Transformation voraussichtlich vor den größten Heraus-
forderungen stehen.

Zusammenfassung und Fazit

Die Transformation hin zu einer klimaneutralen Wirt-
schaft ist für die Städte und Kommunen in Deutschland 
ein veritabler Kraftakt. Der zu erwartende Transforma-
tionsstress ist sehr ungleich über die Regionen verteilt. 
Besonders hoch wird er in Industrieregionen mit einer 
hohen Konzentration THG-intensiver Jobs ausfallen, in 
denen die Entkopplung der Produktion von klimaschäd-
lichen Emissionen hinterherhinkt. 

Neben der ökonomischen Situation könnte sich durch 
die starke regionale Konzentration von „Transforma-
tionsstress“ auch der gesellschaftliche Zusammenhalt 
verschlechtern und soziale bzw.  politische Spannungen 
befördern. Rechtspopulistische Parteien mit klima-
wandelskeptischer Positionierung könnten zu den 
Nutznießern des ungleich verteilten Transformations-
drucks werden. Erste empirische Untersuchungen aus 
Deutschland untermauern dies. 

Zur wirtschaftspolitischen Begleitung der grünen Trans-
formation ist eine investitionsorientierte und proaktive 
Industriepolitik erforderlich. Ziel muss die Entwicklung 
und flächendeckende Anwendung klimaneutraler 
Technologien sein. Dies impliziert die Entkopplung der 
Produktion von Emissionen und damit eine Dekarbo-
nisierung bei gleichzeitigem Erhalt (bzw. Ausbau) der 
Wertschöpfung. Beim Maßnahmendesign ist es essen-
ziell, die „regionale Brille aufzusetzen“. 

Viele Instrumente einer proaktiven Industriepolitik kön-
nen räumlich neutral sein und überall im Bundesgebiet 
zum Einsatz kommen, so zum Beispiel steuerliche An-
reize für mehr private Investitionen. Sie wirken indirekt 
auf die Regionen ein. 

Gleichzeitig kommt der Regionalpolitik im engeren 
Sinne eine Schlüsselrolle zu – gerade im Hinblick auf 
die gesellschaftliche Akzeptanz der Dekarbonisierungs-
maßnahmen. Seit ihrer letzten Überarbeitung soll die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) auch zur Erreichung der Kli-
maziele beitragen. Ihre bisherige Förderlogik sowie die 
zugrunde liegende Fördergebietskulisse stehen jedoch 
nicht im Einklang mit diesem erweiterten Zielsystem.

Notwendig ist eine Reform der GRW: Sie muss stärker 
proaktiv ausgestaltet sein und nicht erst dann eine För-
derung gewähren, wenn das „Kind schon in den Brun-
nen gefallen ist“.  Dazu sollte der erwartbare regionale 
Transformationsstress als vorausschauendes Kriterium 
im Verteilungsschlüssel der GRW verankert werden. 
Dieser Indikator könnte auch direkt bei der regionalen 
Verteilung des Investitionsbudgets aus dem neuen Son-
dervermögen angewendet werden. In der Summe wür-
de dann eine investitionsorientierte regionale Industrie-
politik entstehen, die proaktiv besonders die Regionen 
unterstützt, die im Zuge der Transformation absehbar 
vor den größten Herausforderungen stehen werden. 
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